Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/51 


Der Bundesminister Bonn, den 7. November 1969 

für Arbeit und Sozialordnung 

III a 1 ~ 3247/69 


An den 

Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Diskriminierung von Frauenarbeit 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann und 
Genossen 

- Drucksache VI/12 - 


Ich beantworte die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt: 

1. In welchem Umfang sind weibliche Arbeitnehmer im Vergleich 
zu männlichen Arbeitnehmern in Leichtlohngruppen eingestuft? 

Angaben über den Umfang, in dem weibliche Arbeitnehmer im 
Vergleich zu männlichen Arbeitnehmern in Leichtlohngruppen 
eingestuft sind, liegen nicht vor. Die bisherige Bundesregierung 
hat keine statistischen Erhebungen hierüber angestellt. Die 
Spitzenverbände der Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberorgani- 
sationen konnten der Bundesregierung auf Anfrage keine Un- 
terlagen zur Verfügung stellen. Die Bundesregierung wird sich 
unverzüglich bemühen, Ermittlungen über die Anzahl weib- 
licher Arbeitnehmer im Vergleich zu männlichen Arbeitnehmern 
in Leichtlohngruppen einzuleiten. 

2. Inwieweit sieht die Bundesregierung in dieser Einstufung eine 
Verletzung des Rechtsgrundsatzes der Lohngleichheit von Mann 
und Frau bei gleicher Arbeit? 

Das ist eine Vermengung zweier unterschiedlicher Rechtslagen: 
Die Leichtlohngruppen - als solche - sind nicht als Verletzung 
des Rechtsgrundsatzes der Lohngleichheit von Mann und Frau 
bei gleicher Arbeit anzusehen, denn die Aufgliederung der 
Tätigkeitsmerkmale in leichte und schwere Arbeiten stellt klar, 
daß nicht „gleiche", sondern unterschiedliche Arbeiten in den 
verschiedenen tariflichen Lohngruppen definiert sind. 
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Eine Verletzung der Lohngleichheit kann andererseits eintreten, 
wenn die weiblichen Arbeitnehmer ohne Rücksicht auf die oben 
genannten Tätigkeitsmerkmale in der Praxis generell in die 
Leichtlohngruppen eingestuft werden. 

3. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Grundsatz 
der Lohngleichheit bei gleicher Arbeit von Mann und Frau 
überall zur Geltung zu bringen? 

Wie bereits in dem Bericht der Bundesregierung über die Art, 
den Umfang und den Erfolg der von ihr oder den Länderregie- 
rungen vorgenommenen Beanstandungen betreffend die An- 
wendung des Artikels 119 des EWG-Vertrages (Drucksache 
V/3782) mitgeteilt, gibt es heute nur noch in einigen ganz weni- 
gen Bereichen der ledererzeugenden Industrie Tarifverträge, in 
denen der Lohngleichheitsgrundsatz noch nicht verwirklicht ist. 
Fühlungnahme mit den entsprechenden Verbänden haben er- 
geben, daß auch hier an der Lösung des Problems gearbeitet 
wird. 

Um zu untersuchen, inwieweit Leichtlohngruppen sich in der 
betrieblichen Praxis als Diskriminierung der weiblichen Arbeit- 
nehmer auswirken, hat die Bundesregierung mit den Spitzen- 
organisationen der Tarifpartner Fühlung aufgenommen mit dem 
Ziel, die im Jahre 1956 gebildete Studienkommission wieder 
einzuberufen. 


4. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung eine erfolgreiche 
Arbeit der zur Berufung anstehenden Studienkommission sicher- 
zustellen? 


Bei der Vorklärung mit den Spitzenorganisationen der Tarif- 
vertragsparteien über die Wiederaufnahme der Arbeiten der 
Studienkommission hat die Bundesregierung u. a. dargelegt, daß 
es zweckmäßig wäre, zur Klärung der Frage, ob die Leichtlohn- 
gruppen sich in der Praxis diskriminierend gegenüber weib- 
lichen Arbeitnehmern auswirken, Untersuchungen in einzelnen 
Betrieben der Wirtschaftszweige, in denen Leichtlohngruppen 
eine Rolle spielen, durchzuführen. Dabei soll versucht werden, 
Vorstellungen über das Wertverhältnis zu gewinnen, in dem 
bestimmte typische Tätigkeiten in den Lohngruppen „Leichte 
und Schwere Arbeiten" zueinander stehen. Die Gespräche 
sollen in Kürze fortgesetzt werden. 


Walter Arendt 
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